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Jan Eilrich und Sabrina Krause

24. April 2024: Gesundheitspolitischer 
Deadline Day
Laut Bundesgesundheitsministerium soll das Bundeskabinett 
bis spätestens 24. April 2024 die zentralen gesundheitspoli­
tischen Vorhaben verabschieden. Dieses Datum wird als letzte 
Frist bezeichnet, um den Gesetzgebungsprozess bis Jahresende 
abschließen zu können. Angesichts des für 2025 bevorstehen­
den Wahlkampfes ist der 24. April 2024 damit der Deadline Day 
für die gesundheitspolitischen Vorhaben in der 20. Legislatur­
periode.
Auch wenn in den Medien und der breiten Öffentlichkeit in den 
vergangenen Monaten insbesondere internationale Krisen und 
Konflikte thematisiert wurden, waren auch gesundheitspoli­
tische Debatten vielfach Teil des öffentlichen Diskurses. Für die 
aktuelle Legislaturperiode ist die Bilanz aus Krankenhaussicht 
jedoch insgesamt dürftig und bleibt inhaltlich deutlich hinter 
den Erwartungen zurück. Die allgemeine Konfrontation zwi­
schen Regierung und Opposition wirkt sich auch auf die Ge­
sundheitspolitik aus und schlägt sich in zunehmenden Diffe­
renzen zwischen dem Bundesgesundheitsminister und den 
Landesgesundheitsministerinnen und -ministern sowie Senato­
rinnen und Senatoren nieder. Auch die weiteren gesundheitspo­
litischen Akteure sind auf allen Ebenen in Aufruhr. Das zeigen 
nicht zuletzt die zahlreichen Protestaktionen von Krankenhäu­
sern, niedergelassenen Ärztinnen und Ärzten sowie Apotheke­
rinnen und Apothekern.
Die von Bundesgesundheitsminister Lauterbach ursprünglich 
angedachte Herangehensweise, Reformerfordernisse im Ge­
sundheitswesen zu identifizieren und daraus Vorschläge abzu­
leiten, war zunächst sinnvoll und erschien zielführend. Durch 
die maßgeblich durch ihn zusammengesetzten Mitglieder der 
Regierungskommission konnten zentrale Inhalte des Koalitions­
vertrages angegangen oder vorbereitet werden. Allerdings 
stocken die gesundheitspolitischen Reformvorhaben im Mo­
ment zunehmend. Während sich das Jahr 2022 und auch der 
Beginn des Jahres 2023 durch Empfehlungen der Regierungs­
kommission auszeichneten, fehlte es im Verlauf des vergange­
nen Jahres an der legislativen Umsetzung. Stattdessen rieben 
sich Bund und Länder in zahlreichen Abstimmungsrunden zur 
geplanten Krankenhausreform auf. Das Ergebnis war der Still­
stand bei diesem zentralen und dringend benötigten Reform­
vorhaben sowie beim Krankenhaustransparenzgesetz.
Die aktuelle Gesundheitspolitik zeichnet sich daher vor allem 
durch die Ankündigung zahlreicher Gesetzesvorhaben und die 
medienwirksame Präsentation von Absichtserklärungen und 
Eckpunkten aus. Offizielle Gesetzgebungsverfahren werden je­
doch nicht eingeleitet, sondern stattdessen inoffizielle Arbeits­
entwürfe oder Eckpunkte gestreut, die nur einen Zwischen­

stand darstellen. Beispiele hierfür gibt es Zuhauf. Dazu zählen 
die Krankenhausreform, das Bürokratieentlastungsgesetz, die 
Notfallreform, die Versorgungsgesetze I und II, das Pflegekom­
petenzgesetz, die Apothekenreform sowie das Patientenrechte­
gesetz. Diese Aufzählung stellt nur eine Auswahl der angekün­
digten Reformvorhaben für 2024 dar, die zu Jahresbeginn 2025 
in Kraft treten sollen. Die Neuordnung der ärztlichen Approba­
tionsordnung und die Neustrukturierung der physiotherapeu­
tischen Ausbildung sind ebenfalls Gegenstände gesundheitspo­
litischer Debatten, die vor dem Hintergrund des Fachkräfteman­
gels im Gesundheitswesen absolut dringlich erscheinen – für 
die eine Umsetzungsperspektive aber weiterhin fehlt.
Laut Bundesministerium für Gesundheit (BMG) müssen alle 
Gesetze, die zum Jahresbeginn 2025 in Kraft treten sollen, spä­
testens am 24. April 2024 das Bundeskabinett passiert haben, 
um im Anschluss das reguläre parlamentarische Verfahren 
durchlaufen zu können. Dem Datum kommt damit eine zentra­
le Bedeutung für die gesundheitspolitische Gesetzgebung in der 
20. Legislaturperiode zu. Doch wie ist der aktuelle Stand bei 
wesentlichen krankenhausrelevanten Reformvorhaben? Dies 
stellen wir im Folgenden exemplarisch anhand von drei we­
sentlichen krankenhausrelevanten Beispielen dar.

Starke Verzögerungen bei der Krankenhaus
reform
Insbesondere für die Krankenhäuser ist die bisherige Halbzeit­
bilanz ernüchternd. Die große Krankenhausreform, deren Um­
setzungsbeginn ursprünglich für Januar 2024 angekündigt wur­
de, ist zum Machtspiel zwischen Bund und Ländern bezie­
hungsweise zwischen Regierung und Opposition geworden. 
Öffentlich diskutiert wurde bisher auf Grundlage von zwei in­
offiziellen Arbeitsentwürfen. Den für November 2023 angekün­
digten Referentenentwurf hat das BMG aufgrund der Blockade 
des Krankenhaustransparenzgesetzes im Bundesrat zunächst 
zurückgehalten. Damit wird die dringend benötigte Kranken­
hausreform zum Gegenstand eines Kräftemessens von Bund 
und Ländern. Die Fronten sind inzwischen verhärtet. Wollten 
zu Beginn Bund und Länder gemeinsam einen Referentenent­
wurf erarbeiten, hat sich die Tonlage und Arbeitsweise inzwi­
schen erheblich geändert. Bundesgesundheitsminister Lauter­
bach sagt demnach mittlerweile den Ländern lediglich zu, „den 
Referentenentwurf zur Krankenhausreform rechtzeitig vor der 
Kabinettsbefassung auf Bundesebene zur Verfügung zu stellen. 
[…] Zugleich rückte der Bundesminister von der bisherigen 
Verabredung ab, dass das Gesetz zur Krankenhausreform im 
Bundesrat zustimmungspflichtig werde.1) Stattdessen sollen 
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zentrale Reformelemente in zustimmungsbedürftigen Rechts­
verordnungen geregelt werden. Einige Ländervertreterinnen 
und -vertreter bezeichnen diese Entwicklung als eklatanten 
Wortbruch.

Der mittlerweile bekannt gewordene inoffizielle Referenten­
entwurf sieht genau diese entscheidende Anpassung vor und 
ist als zustimmungsfrei eingestuft. Darin enthalten sind auch 
die im Vermittlungsausschuss zugesagten Maßnahmen zur 
wirtschaftlichen Unterstützung der Krankenhäuser und die 
Einrichtung eines Transformationsfonds. Diese Verknüpfung 
von Krankenhausreform mit finanziellen Ausgleichen dient 
dem politischen Kalkül, trotz der breiten Kritik eine Zustim­
mung der Länder zu erreichen. Womöglich wird die Frage, ob 
diese Reform so vollzogen werden kann, durch Gerichte ent­
schieden werden müssen. Die politische Konfrontation ist je­
denfalls deutlich erkennbar. Das Kräftemessen beim Kranken­
haustransparenzgesetz hat der Bund bzw. haben die Regie­
rungsparteien durch den Mehrheitsbeschluss des Vermitt­
lungsausschusses zunächst gewonnen. Es bleibt aber offen, 
zu welchem Preis.

Wie für alle anderen Vorhaben, wird der 24. April 2024 auch für 
die Krankenhausreform explizit als Stichtag adressiert. Bis da­
hin soll der abgestimmte Gesetzentwurf der Bundesregierung 
beschlossen sein. Mit dem Näherrücken des Stichtages im April 
2024 neigt sich somit der langwierige Prozess zur Entwicklung 
eines Reformkonzeptes dem Ende zu. Aktuell liegt eine Fassung 
des Referentenentwurfes auf dem Tisch, den das Bundesge­
sundheitsministerium zunächst an die Presse und einige Län­
der verschickt hat. Auf die Einleitung des Erörterungsverfah­
rens warten die betroffenen Verbände jedoch noch. In diesem 
offiziellen Verfahren dürfen dann auch die Betroffenen, deren 
Positionen im bisherigen Prozess nicht berücksichtigt wurden, 
eine Stellungnahme abgeben. Die Fristen dafür dürften erwar­
tungsgemäß kurz sein.

Bürokratieentlastungsgesetz liegt trotz 
Ankündigungen bisher nicht vor
Eine zielgerichtete Bürokratieentlastung ist eine zentrale Hand­
lungserfordernis im deutschen Gesundheitswesen, deren zwin­
gende Notwendigkeit gar nicht oft genug betont werden kann. 
Unnötige und doppelte Bürokratie kostet Zeit, die am Ende in 
allen Versorgungsbereichen für die Patientinnen und Patienten 
fehlt. Aus diesem Grund haben SPD, Bündnis 90/Die Grünen 
und FDP in ihrem Koalitionsvertrag den Bürokratieabbau als 
ein zentrales Handlungsfeld identifiziert. Das Bundeskabinett 
hat sich im Rahmen der Kabinettsklausur auf Schloss Meseberg 
im August 2023 dem Projekt Bürokratieabbau gewidmet. Das 
Bundesjustizministerium hat federführend deshalb eine breit 
gestreute Befragung vorgenommen, mit der Vorschläge für den 
Abbau unnötiger Bürokratie in nahezu allen Wirtschaftsbe­
reichen gesammelt wurden. Daraus wurden die Inhalte eines 
Bürokratieentlastungsgesetzes abgeleitet.
Doch obwohl sich viele Gesundheitsverbände bei der vorausge­
gangenen Befragung des Bundesjustizministeriums beteiligten 

und zahlreiche konstruktive Vorschläge eingebracht haben, 
warten die Leistungserbringer noch immer vergeblich auf kon­
krete Maßnahmen für das Gesundheitswesen. Im aktuellen Re­
gierungsentwurf zum Bürokratieentlastungsgesetz findet sich 
für das Gesundheitswesen nichts. Dem Vernehmen nach gibt es 
dafür zwei zentrale Gründe. Zum einen will Bundesgesund­
heitsminister Lauterbach die Bürokratieentlastung für das Ge­
sundheitswesen in einem eigenständigen Gesetz regeln. Zum 
anderen sind das Regelungswerk und die Vorgaben der Sozial­
gesetzbücher, einschlägigen Gesetze und Verordnungen inzwi­
schen so komplex und undurchschaubar, dass sich kein anderes 
Ressort einmischen möchte (oder kann). Für die Krankenhäu­
ser besonders bitter: auch das vom BMG vorgelegte Eckpunkte­
papier zum Bürokratieabbau im Gesundheitswesen (Empfeh­
lungen nach § 220 Absatz 4 SGB V), das die Grundlage für den 
Bürokratieabbau im Gesundheitswesen legen soll, sieht nur 
eine konkrete Maßnahme für die stationäre Versorgung vor, 
nämlich die Abschaffung der Abrechnungsprüfungen in der 
stationären Kinder- und Jugendmedizin. Bei allen anderen Po­
tenzialen zum Abbau der Bürokratie im stationären Sektor ver­
weist das BMG auf die Krankenhausreform und die noch in der 
Ausarbeitung befindliche Stellungnahme der Regierungskom­
mission zur Entbürokratisierung. Die bisherigen Arbeitsent­
würfe zur Krankenhausreform zeichnen sich jedoch keinesfalls 
durch Dokumentations- und Nachweiserleichterungen aus. 
Insbesondere die bislang bekannte, vorgesehene Neustruktu­
rierung der Krankenhausfinanzierung wird das Finanzierungs­
system unübersichtlicher und komplizierter machen. Eine Er­
leichterung für die Kliniken ist jedenfalls nicht erkennbar. Be­
sonders zynisch dabei ist, dass das Krankenhaustransparenzge­
setz in den Eckpunkten als Bürokratieentlastungsmaßnahme 
erwähnt wird und alle damit verbundenen zusätzlichen Doku­
mentationsverpflichtungen der Krankenhäuser vollständig un­
erwähnt bleiben. Im Gegenteil, selbst im Gesetzentwurf wird 
auf einen Mehraufwand verwiesen. So heißt es wörtlich: „Für 
die Wirtschaft entsteht Erfüllungsaufwand aufgrund von Büro­
kratiekosten aus neuen Informationspflichten für Krankenhäu­
ser.“2)

Unabhängig davon bleibt das Bundesministerium auch beim 
Bürokratieabbau weit hinter seinen Ankündigungen zurück. 
Während die Vorstellung der Eckpunkte unter größtmöglicher 
Anstrengung noch fristgerecht erreicht wurde, liegt der für vor 
Weihnachten 2023 angekündigte Referentenentwurf bisher 
nicht vor. Ob der vorgesehene Bürokratieabbau noch in dieser 
Legislaturperiode erreicht werden kann, wird sich also eben­
falls Ende April zeigen.

Reform der Notfallversorgung ist offen
Die Situation in der ambulanten Notfallversorgung ist schon seit 
Längerem sowohl für die an der medizinischen Versorgung Be­
teiligten als auch für die Patientinnen und Patienten unbefriedi­
gend. Der dringende Reformbedarf wird vor diesem Hintergrund 
von niemandem infrage gestellt. Bereits in der vergangenen Le­
gislaturperiode hatte der damalige Bundesgesundheitsminister 
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Spahn einen Reformvorschlag vorgelegt. Dieser Entwurf konnte 
bis zum Ende der Legislaturperiode nicht abgeschlossen werden 
und fiel dem Diskontinuitätsprinzip zum Opfer.

Die Regierungskommission legte im Februar 2023 nach langen 
Beratungen ihre Empfehlungen für eine Reform der Notfall- 
und Akutversorgung in Deutschland vor. Darin enthalten wa­
ren wesentliche Elemente des Referentenentwurfs aus der 
vorangegangenen Legislaturperiode, wie zum Beispiel der Auf­
bau von Integrierten Leitstellen, die Bildung Integrierter Not­
fallzentren sowie die verbindlichere Ausgestaltung des kas­
senärztlichen Sicherstellungsauftrages. Jedoch unterschieden 
sich die Empfehlungen in der konkreten Ausgestaltung dieser 
Inhalte vom damaligen Entwurf.
Zwar sagte Bundesgesundheitsminister Lauterbach bei der Vor­
stellung der Empfehlungen zu, diese umsetzen zu wollen, ein 
Gesetzentwurf liegt bislang aber noch nicht vor. Speziell bei der 
engeren Verzahnung der Notrufnummer 112 mit der Notfall­
nummer 116 117 des kassenärztlichen Bereitschaftsdienstes 
dürften die Länder ihre Positionen einbringen wollen. Da hier 
auch die Innenressorts betroffen sind, ist eine solche Anpas­
sung noch komplizierter. Aktuell zeichnet sich nicht ab, dass 
das BMG bis zum Deadline Day im April einen Entwurf vorle­
gen wird. Angesichts dessen sowie der starken Konfrontation 
zwischen Bund und Ländern ist somit insgesamt fraglich, ob 
die Notfallreform in dieser Legislaturperiode überhaupt kom­
men oder nicht doch wieder verschoben wird.

Ein Blick zurück – und nach vorn
Im Dezember 2021 hat Bundespräsident Frank-Walter Steinmei­
er Karl Lauterbach zum Bundesgesundheitsminister ernannt. 
Seitdem hat der Minister öffentlichkeitswirksam zahlreiche De­
fizite im Gesundheitswesen kommuniziert, Handlungserforder­
nisse bekundet und Gesetze angekündigt. Gesprächskreise, 
Runde Tische und Expertenberatungen wurden einberufen. 
Umgesetzt wurde bisher aber nur wenig. Die Gründe hierfür 
sind vielfältig. Nun, fast 30 Monate nach der Amtsübernahme, 
müssen auf die Ankündigungen aber auch endlich Taten fol­
gen. Es gilt, von Defizitanalysen endlich zu den versorgungsre­
levanten, konkreten Anpassungen zu kommen. Für die Kran­
kenhäuser von besonderer Bedeutung sind die Krankenhausre­
form, ein wirksamer Bürokratieabbau sowie eine Reform der 
Notfallversorgung, die dringend benötigt werden. Im Dialog mit 
den Ländern und den Betroffenen gilt es, die bekannten Ent­
würfe konstruktiv weiterzuentwickeln. Ziel muss eine Kran­
kenhauslandschaft sein, die auf die Herausforderungen der de­

mografischen Entwicklung vorbereitet und zugleich nachhaltig 
und zukunftsorientiert finanziert ist.
Dabei bedarf es nicht noch weiterer Schauplätze, sondern Kon­
kretisierungen und inhaltlicher Diskussionen bei den bereits 
angekündigten Vorhaben. Mit Blick auf die jüngste Kabinetts­
zeitplanung besteht gegenwärtig aber wenig Hoffnung. Auch 
wenn sich Kabinettszeitpläne schnell ändern können, ist ak­
tuell keines der wichtigen Reformvorhaben für eine Beschluss­
fassung im April vorgesehen. Es wird sich zeigen, ob Bundesge­
sundheitsminister Lauterbach am 24. April 2024 vom Ankündi­
gungs- zum Reformminister wird – oder ob er weiterhin vor 
allem durch medienwirksame Absichtserklärungen Schlagzei­
len macht.
Zweifelsohne ist es möglich, dass Gesetzentwürfe, die nach 
dem April 2024 im Bundeskabinett verabschiedet werden, noch 
das reguläre parlamentarische Verfahren durchlaufen und vor 
der nächsten Bundestagswahl in Kraft treten. Angesichts der 
gegenwärtigen Konfrontationen und der bevorstehenden Bun­
destagswahl im Herbst wird das Jahr 2025 absehbar aber im 
Zeichen des Bundestagswahlkampfes stehen. Ein vollständiges 
Verfahren weiterer gesundheitspolitischer Gesetzesvorhaben im 
kommenden Jahr erscheint somit eher unwahrscheinlich. Da­
mit ist die heiße Phase in der laufenden Legislaturperiode ange­
brochen. Mit der Coronapandemie ist die Gesundheits- und 
Pflegepolitik deutlich mehr in den Fokus der Wählerschaft gera­
ten. Sie wird folglich auch im kommenden Wahlkampf eine be­
deutsame Rolle haben. Vor diesem Hintergrund ist eine ehrliche 
und offene Debatte über die Versorgungsstrukturen essenziell. 
Es gilt, das Gesundheitswesen insgesamt für die Zukunft zu 
rüsten. Auch dafür ist es zentral, dass Bund und Länder, Regie­
rung und Opposition aber auch die Betroffenen sowie deren 
Beschäftigte und Patientinnen und Patienten gemeinsam die 
Reform mittragen und unterstützen können.

Anmerkungen
1)	 Medien-Information 29. Januar 2024 Gesundheitsministerkonferenz: Ar-

beit an der Krankenhausreform gemeinsam rasch fortsetzen – Beschlüsse 
zu MVZ, E-Rezept, ÖGD-Pakt, Telematik gefasst.

2)	 Gesetzentwurf der Fraktionen SPD, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und FDP: 
Entwurf eines Gesetzes zur Förderung der Qualität der stationären Ver-
sorgung durch Transparenz (Krankenhaustransparenzgesetz)-Bundestag 
Drucksache 20/8408.
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